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Der Strafrechtsentwutf Der Entwurf
der Kodexkommutssion Den erwähnten Grundsätzen für die Neuordnung

des kirchlichen Strafrechtes entsprechend weicht
der Entwurtf iın entscheidenden Punkten VO rtaf-
recht des CCC ab

Dize Vorarbeiten Der dispositive Teıl des Schema Ocument{1 QUO
discıplina sanctionum SC  e 1in Ecclesia

Am 28 März 1963 hatte aps Johannes Latına denuo ordinatur» ist in AWel eıle geglie-line Kommtission Z UE Reform des Codex luris C dert.
noniC1 errichtet. Nachdem im November 1965 die 8 Der PrSLIe Teil nthält in sechs 'Titeln bzw. (a
einzelnen Materien auf insgesamt dreizehn Ar- (gegenüber 11L9 des CIC) die Normen
beitsgruppen VO  = Konsultoren aufgeteilt worden über Straftaten un! trafen 1im allgemeinen.
Ja konnte 1im Maı 1966 uch die Arbeits- Der Entwurf hält ZW3I Recht der Kirche
STUPPC Strafrecht aufgrund der VO Berichterstat- fesie Christgläubige, die ein (seset7 oder (Ver-
CL, Ciprotti, vorgelegten «Vorfragen» ihre As waltungs-)Gebot verletzt oder Ärgernis TC-
igkeit aufnehmen. geben aben, bestrafen. Nıchtkatholische

DIe Arbeitsgruppe SIn el VO  = folgenden Gläubige werden jedoch VO: den Strafsank-
Grundsätzen Aaus tionen der Kırche AUSSCHOMUMCN, sofern nıcht

Anpassung des irchlichen Strafrechtes den (Gesetz oder (Verwaltungs-)Gebot etwaA4as
Gelst des Jal Vatiıkanums deres vorsehen (can. I)

CBeschränkung des Strafrechtes auf den DIe ypen der Strafmittel des IC werden
Rechtsbereich (forum externum), Einschrän- beibehalten. Die« vindicativae» WCI1I-

kung der Strafen, Vorrang für CAristliiche Barm- den jedoch wI1e 1n der deutschen kanontist1-
herzigkeit un pastorale Notwendigkeiten, schen Terminologie zumindest teilweise be-
Schutz der Men schenwürde und der Rechte des relits üblich (Sühnstrafen als«expla-
Einzelnen torlae» bezeichnet (can. 3)
Größtmögliche Beschränkung der generellen 1.5 ebt ein spateres (Gesetz ein Strafgesetz oder
Normen zugunsten der partikulären Gesetzge- wenligstens die Aamıt verbundene Strafdro-
bung 1m Sinne des Subsidiaritätsprinz1ps; hung auf, enden bereits eingetretene traten
Hinreichende Bestimmung der Grundlagen un! uch dann, WE sich ıne Besserungs-
Grenzen der partikulären Gesetzgebung; strafe handelt (can, 4, 2
Präzisierung unı Vereinheitlichung der TLermi1- I Der I'yp der Tatstrafen poenae latae sSsENTEN-

nologie, jedoch unter weitgehendem Verzicht tlae) wird beibehalten ; 1st jedoch VOTISCSC-
auf Definitionen bzw. al] das, Was eher hAC hen, daß der partikuläre Gesetzgeber "Latstra-
der Gelehrten als des Gesetzgebers ist. fen 11UT 1n Ausnahmefällen bei esonders

DIie Arbeiten gingen züg1g OLda® nach acht Sif=- schwerwiegenden ell  en androhen darf
ZUNSCN, zwıischen denen die Konsultoren ihre NAO= (CC SOl vgl ( 19, und (1 Z 2
en schriftlich austauschten, konnte bere1its 1.)5 Besserungsstrafen, VOT em die Exkommu-r-

Jänner 1970 e1in AUS 90 Anones (gegenüber nıkation, sollen 1LUT mI1It oröbter Zurückhal-
D  O des CX luris anon1icC1 1CIC]) bestehendes tung und be1 schwereren el  en oder DC=
Schema der Kommiss1ion votrgelegt werden. In genüber Rückfälligen votrgesehen werden
einer nochmaligen Überarbeitung wurde das Sche- (can. 8); die Strafe der Entlassung Aaus dem

auf S Anones reduzlert und da 1iNall in der Klerikerstand kannn 1n einem partikulären
Zwischenzelit VO der Idee einer Gesamtpromulga- Geset7z nicht festgesetzt werden (can. 7)
tion des tevidierten CN abgegangen WAar 1mM 1.6 Nur der darf bestraft werden, dem das be-
Dezember O75 als Entwurf für ein Motupropt10 SaNSCLIC Delikt Cn Vorsatz oder Fahr-
«Humanum consortium» mMI1It erläuternden Bemer- lässigkeit schwer zugerechnet werden kann
kungen versehen die Bischofskonterenzen, die (can. I I) s1ieht das (seset7z oder das (Ver-
Behörden der römischen Kurtie, die Katholischen waltungs-)Gebot nichts anderes VOL, ist Je-
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doch 1L1UT erjenige den Strafsanktionen — T Die Strafversetzung;
terworfen, der das Delıkt vorsätzlich be- Ca 3.0) Die Entlassung AUS dem Klerikerstand
SYangCl hat (can. I 2) An sonstigen Strafmitteln verbleiben 1Ur die

I DIe Rechtsvermutung des Ca ZZ209, CIE, Sicherungsmittel der Warnung bzw. Ver-
die be1i außerer Gesetzesverletzung bis Z WarnunNng und des Verwelses sSOWwle die raf-
Bewels des Gegenteils uch das orliegen en (can. 29 und 25y 26)
VO Vorsatz annahm, 1st beseitigt; ihre Besonders wird untetstrichen, daß ein OrdI1-
Stelle tritt eine (unechte) Rechtsvermutung? narlıus trafen S: dann verhängen oder C1I-

der urechenbarkeit des ell  es (can. ıE 3 klären soll, wWenn brüderliche 1tma.  ung
18 { die Bestimmungen über die Minderung der oder andere pastorale Mittel ungenügend C1L-

chwere des el  es bzw. der Zurechenbar- scheinen, das Ärgernis beselitigen, die Ge-
keit sSOWwle ezüglic. der Rückfalldelikte, des rechtigkeit wieder herzustellen und den
Deliktversuchs und der Gemeinschaftsdelikte Schuldigen bessern (can. Z insbeson-
wurden vereinfacht und teilweise gemildert dere kannn keine Besserungsstrafe verhängt
(CC 12-15). oder rtklärt werden, WCCI1L1I1L nicht der Schul-

1.9 DIe Strafmündigkeit tritt erst mM1it dem voll- dige wenigstens einmal unter Setzung einer
endeten 18 Lebensjahr e1in. entsprechenden Frist ermahnt wurde, seine
DIie Normen über die Besserungsstrafen (Ex- verstockte Haltung aufzugeben (can. 310

16kommuntikation, Interdikt und Suspens10nN) LDem Richter sind weitgehende Vollmachten
wurden ad1ıkal reduziert und gemildert (cc gegeben, die Verhängung der Strafe bzw.

den Strafvollzug aufzuschieben oder O16—-19 Insbesondere sind die Exkommuniti-
kation VO  @ Gemei1nschaften, die ntersche1- VO der Verhängung einer Strafe abzusehen
dung 7zwıischen geduldeten un me1idenden (cCc ZU, 30)
Exkommunt—tzlerten SsSOwle das allgemeine In- I Von bestimmten FKinschränkungen abgese-
terdikt nicht mehr vorgesehen. hen 1st ine Strafe uch dann suspendiert,
Als bedeutendste und umstrittenste An- WE S1€e der Schuldige ohne Gefahr eines
derung gegenüber dem _bisherigen ec. Ja schweren Ärgernisses oder des Ehrverlustes
gegenüber der gesamten "Iradition der KIr- nicht einhalten kannn (can. 26)

18che, ist die Bestimmung anzusehen, daß VO Den Ordinarien wıird mi1t 1LLUT geringen Kıin-
der Sakramentensperre be1 Exkommunika- schränkungen die Ollmac. gegeben, Stra-
tion un Interdikt der Empfang des Bußl- fen auch denen nachzulassen, die ihnen Oon:

sakramentes und der Krankensalbung C nıcht unterstellt sind, sondern sich 1LLUT in
nommen 1st (can. IO yı b, bZw. (CAN I s D ihrem Gebiet gerade auf halten (can. 39 I;
uch W: ine Besserungsstrafe verbietet, un Z ( 4.O, I
Sakramente oder Sakramentalien vollzie- 19 ur der Apostolische Stuhl kann sich einen
hen oder spenden bzw. einen Akt der Strafnachlaß Vvorbehnalten (can. 41)
Regierungsgewalt setzen, iSt: das Verbot Ks ist dafür orge tragen, daß der Verur-
aufgehoben, SO Wwelt dies die orge 1n teilte HKG ein Gesuch Strafnachlalß oder

diesen selbst keinen Ehrverlust erleidet, —Todesgefahr befindliche Gläubige fordert,
bzw. die Vornahme olcher Handlungen fern dies nıcht Z Vermeidung eines Ä1'g€t-
VO) Zensurlerten gefordert wırd (can. 20) nIsses oder ZUT Schadengutmachung NnOtLWwWeNn-
An Suhnstrafen sind, sofern ein Partikular- dig 1st (can. 45 > 3)
DESELZ nichts anderes vorsieht, TG mehr ab8  D Da Der ZweLte Teıl behandelt in s1ieben 1te bzw.
der Z7woölf 1m CI vorgesehenen tratfen be1- 26 Anones (gegenüber 1OI des CIT®) die trafen
ehalten (can. z I) für die einzelnen Delikte

13.I ] )as Aufenthaltsverbot bzw. die Zwangs- Besonders auffallend isSt
zuwelisung eines Aufenthaltsortes 5 D das der Apostaslie scheint nicht mehr

13.2 Der ug der Amtsgewalt, des Amtes, auf
D B n D  e e lansel des (CAM: VD CIE: dieUSW.,

13.3 Das Verbot der Ausübung VO  a Amtsge- den Ordinarien die öglic  el o1bt, uch
walt, Amt, UuUSW., allgemein, einem be- ohne Strafgesetz ine Strafe verhängen,
stimmten Ort oder außerhalb eines be- wird beibehalten; allerdings MS wenn sich
stimmten ÖOUrtes; ine esonders schwerwiegende Rechts-
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verletzung in einer bedeutenden Angelegen- ankerten) Grundsatz «nullum crimen, nulla
eit handelt un: die Notwendigkeit besteht, sine lege» scheinbar widerspricht, für de-
Ärgernisse verhüten oder beseitigen HC Beibe.  ung jedoch gewichtige Gründe-

geführt werden.(can. 730
Diese für den pastoralen Aspekt 1m wesentli-
chen günstige Beurteilung annn leider auf denIFT, HIMETRUNGEN UTE Entwaurf legistischen Aspekt nicht übertragen werden.

Im Rahmen dieses Aufsatzes s1ind verständlicher- erminologische Ungenauigkeiten des CC
welise 11U7 wenige emerkungen möglich. wurden WAar gelegentlich dankenswerter Weise

Da 2US mehreren Gründen äußerst begrüßens- beseitigt. So bedeutet etwa der Begriff « PIaCCCD-
wert ist, daß wI1ie oben erwähnt VO  m der Idee mM», der 1im (ACE sowohl für das (Verwaltungs-)
einer Gesamtpromulgation des tevidierten Co- wI1ie für die Strafverfügung, Ja OB
dex abgegangen wurde, kann man die Nachteile selbst im inneren System des CC sechr unpräz1s)
der « Teilpromulgationen» 1in auf neh- für ein Strafsicherungsmittel verwendet wurde,
men, Diese Nachteile bestehen VOTL allem darın, unmehr allein das (Verwaltungs-)Gebot, wäh-

e daß in die einzelnen « Teilpublikationen» Nor- rend für die Strafverfügung durchwegs der Be-
men aufgenommen werden mussen, die bei orift «decretum» verwendet unı das praeceptum
der Zusammenfassung in einen HE besser be1 den Strafmitteln gestrichen wird.
in einen anderen unmittelbaren Zusammen- Die ver  ebenen Ungenauigkeiten s1ind aber
hang setfzen bzw. streichen waren, wI1e gerade in Hinblick auf den relativ geringen Um:-
hier eLtwa2 die Bestimmungen ber die Verjäh- fang der für das generelle kirchliche Strafrecht
L1uNng der Strafklagen; vorgesehenen Normen eintach oroß

HOn daß einzelne Normen einer Teilpromulgation 31 SO muß, Was die Präzision der Begrifte angeht,
och nıcht bzw. nicht VO. angewendet WCI1I- EeLW: angemerkt werden,
den können, da notwendige korrespondie- Z.1.1 daß der Begrift «oficiıum » 1n ein und
rende (Gesetze och e.  en, w1e eLtw2 in UuU1lS5Sc- demselben Kanon, Ja in ein un!: demselben

Paragraphen sowohl für das kirchliche AmtT1 usamme:  ang die Normen ber das
Verwaltungsverfahren oder den Strafprozeß (can. 16, I; C; 25 d, e) als uch für den

Zn Wıe der Inhalt zeigt, scheint der Entwurf Ööftentlichen ult (can. 16, 59 a) verwendet
wird;WeNn 11nl VO  } der umstrittenen Beibehaltung

der TLatstrafen und VO  - der auch dogmatisch Z.1 daß «IMONCIC) einmal das Strafsicherungs-
umstrittenen Änderung in der Begriftsbestim- mittel der Warnung bzw. Verwarnung be-
Mung der Exkommunikation absieht4 pastoral deutet (can. 259 Nan das andere Mal die
1m gyroßen un: wohl als ausgewOSCH Aufforderung, die verstocktea
werten se1n. Wenn MAa:  m} VO:  5 einigen Ungereimt- aufzugeben (can. 5 1, I)
heiten 1m speziellen 'Te1il bsieht eLw2 2 Der Wille der Kommiss1on, Legaldefinitionen
ol der; der einen Beichtvater bei seinem rch- 11UT dann aufzunehmen, wenn s1e die Oofrfm

einer Juristischen Norm oder wenigstensC  en Oberen fälschlich des Delikts der Solliz1-
tat1ion beschuldigt, bestraft werden als eine 1ma.  ung alten, mMa durchaus
ein Beichtvater, der dieses begeht (can. akzeptabel se1n. Gerade diesem Gesichts-
64, gegenüber Cal 61) 9 atfru SO ein Late, punkt aber:
der für einen üblen WeC. ein eßopfer S1mMu- 2.42.,1 wa4re ine Definition des Begriffes «acatho-
ert oder «Beichte hört» bestraft werden lici baptizatı» notwendig. Lenn Wer anderer
als ein Diakon, der gegenüber dem Sakrament als der esetzgeber kannn VO vornherein
doch ine größere Verantwortung en sollte generell bindend feststellen, ob damit TlT:

(can. S57 un ist HTr dem ErMessen die außerhalb der (lateinischen) katholischen
anheimgestellt, ob ein Verleumder ZUrr 1eder- NC als Konfessionsgemeinschaft e
gutmachung verurteilt wird (can. 64, N 3)? tauften und außerhalb dieser Gemeinschaft
werden wahrscheinlich nicht wenige den Ent- Verbliebenen gemeint sind, oder auch die
wurf eher als großzügig, denn als CHS- VO  } ihr wieder als Konfessionsgemein-
herzig beurteilen. [Daran ändert uch die Ge- schaft spater Abgefallenen;
neralklausel des C41l, 73 nichts, die ZWAATr dem 50d0d ist unverständlich, daß ZWAAT C41l, 59
aucC. 1m SONS 7zumindest indirekt VCI- 1, der Begrift der Suhnstrafe 7zumindest

492



DE RAFRECHTSENTVWURF DER KODEXKOMMISSION
umschrieben WIird, nicht aber in dieses straft werden kann, WEe: schwer (graviter)
Paragraphen der der Besserungsstrafe, un ZUFECHENDAT (imputabilis) SCH Vorsatz oder
das och derart, daß die Begrifisbestimmung Fahrlässigkeit egangen wurde. Can 12,0
der ühnstrafe ohne Einschränkung auch hingegen sieht VOL, daß der chter be1 einem
auf die Besserungsstrafe zutr1ft. Täter, der 1Ur einen unvollkommenen (Ge-

2.3 ber uch Unklarheiten, wenn niıcht brauch der Vernunft besitzt, oder das De-
Widersprüche und Lücken können aufgezeigt lıkt AUS Furcht, Not, Leidenschaft, Irunken-
werden. eit oder einer anderen aANnnlichen (Geistes-

2.3.1 So 1st unklar, ob «culpa» 1n (CAH. 61, in dem verwirrung egangen hat, VO  5 der Verhän-
be1 erführung eines Beichtkindes verschle- u11 einer Strafe bsehen Iann. Kın Ver-
dene trafen culpae oravitate» VOLZC- gleich dieser Normen äßt 11U.  > dre1i Mög-
sehen sind, in derselben Bedeutung CLWECIL- lichkeiten often:
det wird WwI1e in _ can. M ach dem ein WE entweder ist in Al n das «graviter »

culpa», also fahrlässig begangenes unrichtig; ennn CAH. M zweiftellos
1LLUTX annn bestraft werden kann, WECI1111L dies die ogrundsätzliche Strafbarkeit des Täters,

also uch schwere Zurechenbarkeit des De-1im Gesetz oder (Verwaltungs-)Gebot fest-
gelegt isSt. OLIL4dUS, obwohl die für die Möglichkeit

einer Aussetzung der Stratfe angeführtenculpae oravitate» könnte zunächst
bedeuten, daß die Sollizitation eben ach Gründe gerade eine schwere Zurechenbar-
dem rad der Fahrlässigkeit bestraft werden keit ebenso 7we1lfellos ausschließen;
soll. Hur diese Auffassung spricht, daß ler oder unftfe «imputabilis» ist nicht die 7u-
nıcht w1e be1 anderen Delikten (und 1m kon- rechenbarkeit 1m strafrechtlich-technischen
kreten Fall im CIC) VO:  a oraVvl- Sinne verstehen;
Late», nach der chwere des Delikts, die Rede oder Call. I 1st unrichtig konzipiert,
ist. Dann aber ware die Sollızitation das e1in- da die in ihm genannten Gründe ine

schwere Zurechenbarkeit eben ausschließen,zige Delikt 1m Entwurf, dessen fahrlässige
egehung schon mit Strafe bedroht ist; dar- der chter daher nıcht mehr nach Ermessen
ber hinaus ware die Strafe 1Ur nach dem bestrafen Könnte oder nicht, sondern ach
rad der Fahrlässigkeit, nicht aber auch Can. 1 y ı VO  5 der Verhängung einer
ach dem rad des Vorsatzes bzw. der Strafe bsehen müfßte.
chwere der außeren Tatbestandsverwirkli- 2.3 Kın gerade 1im Hinblick auf die Rechte des
chung bemessen. Menschen bedenkliche Lücke scheint

culpae oravitate» könnte aber doch se1n, daß offen bleibt, VON WEe.  x und WANN
uch ein Synonym für delicti ogravitate» (etwa selbst och 1im SEr  rozel5 ?) die 1in
se1n. Hur diese Auffassung pricht einerselts, ( 41, VOT Verhängung oder rklärung
daß nicht einzusehen ist, die Solliz1- einer Besserungsstrafe vorgeschriebene Auf-
tation 1LLUI nach dem .rad der Fahrlässigkeit forderung, die verstockte Haltung aufzuge-
verschlieden schwer bestraft werden soll, und ben, erfolgen hat.
andererselts, daß SON! andere De- en bleibt auch, ob die Aufforderung C1-

lıkte, die 1n den Folgen für das geschützte eut auszusprechen ist, WCI1LI1 der Läter das
gleiche nach einem, Z7wel oder uchGuf der Sollizitation 7zumindest «gleichwer-

t12» wAaren (wie ELW: die direkte Verletzung 7ehn Jahren nochmals egangen hat: oder
des Beichtgeheimnisses) ungerechterweise ob 1m Wiederholungsfalle sofort die Besse-
el «milder» vor  C würde. IDannn rungsstrafe verhängt oder rklärt werden
aber waäare die Sollizitation w1e die anderen kann. Im übrigen paßt C4ll, 3 1, jedenfalls
Delikte 1Ur be1i Vorsatz, nicht aber be1 Fahr- StrenNS 1LLUL auf Dauerdelikte,
lässigkeit straf bar. Ist diese Auffassung rich- nicht aber auf typischerweise einmalige De-
U1g, hätten WIr ein weltetres Beispiel für die likte
Verwendung eines Wortes culpa) für VCI- ZUSAMMENfASSUNGschiedene Begrifte

Wır offen, wenigstens 1in den Grundzügen hin-23.3.2 Widersprüchlich ist LWw2 der eben erwähnte
( 1in Verbindung mit CAaT. reichend aufgezeigt aben, daß der Entwurftf für

das MEUG Strafrecht gerade in pastoraler HinsichtCan. I s1ieht VOTL, daß ein n_ur‘ be-
493
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den Anforderungen 1m wesentlichen genugen ine Art «Rahmengesetzgebung» handelt Denn
kann. Ebenso en WIr aber, daß der kirchliche der Schwerpunkt der ünftigen Strafgesetzgebung
esetzgeber die och bestehenden edenken, uch wird Ja bei den Diözesanbischöfen und sonstigen
die CAdeNKEeN legistischer AT aufgrun: der einge- Ordinarien egen

Voten beseitigen wird. An der Gesetzgebung der Ortskirchen wird sich
Be1 Ulen Diskussionen den Strafrechtsent- also SrFSt endgültig welsen, inwieweit die der

wurf der Kommtission dürfen WIr allerdings niıcht Strafrechtsreform zugrundeliegenden Intentionen
VELSZECSSCNH, daß sich dabei den Entwurf für in der TG Zu Tragen kommen.

Vgl dazu den Bericht 1in Communicationes (1970) setzbuch der lateinischen irche |Paderborn *195 3] ) 0O [zu
99—-10 die «Erläuternden Bemerkungen» ZU. versendeten Ca 2240
Entwurf sSind weitgehend wörtlich identisch mit diesem Vgl AaZzu De Paolis, Animadversiones ad «Sche-
Bericht. Vgl überdies die «Grundsätze Zur Reform des A Periodica 63 (1974) 499 mMit Literatur.
Codex Iuris Canonic1i» der Bischofsynode VO!]!  - 1967, beson-
ders nbal un! GCommunicationes (1969) 77—100, den 'ARL GEROÖOLDBericht der Commission: ebı (1974) 8 un den Votr-
trag VO:  - Kardinal Felici VOTLT der Osterreichischen Gesell- geboten 19033 in Wien, studierte Rechtswissenschaften 1n
schaft für Kirchenrecht; ebı 104—105 Es warte begrüßen, Wiıen SOWI1e Philosophie und Theologie in Innsbruck unı
WE künftig uch die staatliıchen Katholisch-Theologischen Rom. 1960 promovierte 1n Rechtswissenschaften, 1966
Fakultäten und die Institute für Kirchenrtecht den Juridi- habilitierte sich für Kirchenrecht der Rechts- und
schen Fakultäten 1n das Begutachtungsverfahren einbezogen Staatswissenschaftftlichen Fakultät der Universität Salzburg,
werden könnten. 1970 wurde Extraordinarius, 10/1 Ordinarius für Kir-

D Zur Beseitigung einer echten Rechtsvermutung ware chenrecht, insbesondere kirchliche Rechtsgeschichte der
ein Gegenbeweis nötig; hier ugt CS, dals das Gegenteil Theologischen Fakultät der Universität Freiburg 1im Bre1s-
votrzuliegen scheint. au Er veröftfentlichte: Cardinalis. Prolegomena einer

Wır hoflen, daß dort uch der Begriff «actio poenalis» Rechtsgeschichte des römischen Kardinalskollegiums (19067)
(im Entwurt 1in (T 47) geklärt werden wird. Bereits der SOWIl1e neben andetren Aufsätzen: Die kirchliche Gesetz-
CGCICOC sptricht V O]  - dieser actlo poenalis was 111411 darunter gebung seit 1958 der Zur Kunst der Gesetzgebung: Fest-
verstehen hat, ist allerdings umstrıitten (vgl Jone, Ge- gabe für Heinrich Flatten (1973)

trauensvoll entgegengenommen werden soll,
W ılliam Bassett mussen in ihm die Interessen der Person un der

Gemeinschaft AaUSSCWORCH se1n. Sofern aßnah-
1LE ergrifien werden mussen, das ChristliicheDer Ruf nach Fairness Glaubenszeugnis der Gemeinde un! die Integrität
ihrer Dienstämter schützen, MU. sich 1in i1ihnen1N den Rechtsverfahren
ein tiefes menschliches Verständnis für die orde-
TuNSCHL des Glaubens unı der Liebe äußern, die
sich Männern un! Frauen stellen, welche
sich der Heilssendung der Kirche mitbeteiligen

DiIie Reform des Disziplinargesetzes der MC C1- un in ihrer Würde und Betätigung beim Aufbau
olg einer Zeit; in der die allgemeinere des Le1ibes Christ1 1im Grunde gleichgestellt se1n
des Kirchenrechts selbst 1m en der chris  CcChHhen wollen1
Gemeinschaft sich einem Prozeß gründlicher Kın rchliches Rechtssystem, das auf der sakra-
Neubewertung befindet Frühertre «Concilium»- mentalen Grundlage der persönlichen Einverle1-
Nummern en in groben Zügen die aupt- bung 1in Christus un: der Zusammenrufung durch
punkte der heutigen 3S des (Gesetzes un der ihn einer Geme1inschaft entwickelt WI1rd, betont
Institutionen der Kirche 1m IC der sich nach die positive des Gesetzes, dem Schutz und
dem ONZzL1. entwickelnden Ekklesiologie umfrf1s- der Förderung der wesentlichen Formen des Christ-
SCI1IL1, eCc un! (Gesetz mussen 1im [Dienst der Per- se1nNs dienen. er vorliegende Aufsatz Ll einen

stehen un: ihnen se1ln, auf den notwendigen esonderen abhall dieses Rechts-
Gnadenruf Gottes, 1in der rche, 1m Leibe hristi, SYSTEMS erhellen ; betrifit die Reform erjenigen
1nNs se1n, eine bejahende Antwort geben (zsesetze der reche, die Bestimmungen ber das
Das el Wenn den Gläubigen ein Kir- sind, Was INa herkömmlicherweise «Vergehen»
chenrecht vorgelegt wird und Von ihnen VCI- un! Strafen» NC
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